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Olaf Scholz – eine Bilanz:  
Rückschritts- statt Fortschrittskoalition 

 

 

von TOM BUGDALLE & GUNTHER SCHNABL 

 

Zusammenfassung 

 

Der Regierung von Olaf Scholz entpuppte sich von einer Fort-

schrittskoalition zur Rückschrittskoalition. Wird die mühsam ge-

startete Regierung unter Friedrich Merz nun zur Aufbruchskoa-

lition? 

 

 

Abstract 

 

Olaf Scholz's government has turned from a coalition of pro-

gress into a coalition of regression. Will the government under 

Friedrich Merz, which got off to a difficult start, now become a 

coalition of renewal? 
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1. Das grüne Wirtschaftswunder ist ausgeblieben 

Unter der Führung von Olaf Scholz war die selbsternannte „Fortschrittskoalition“ 

aus SPD, Grünen und FDP 2021 mit dem Anspruch angetreten, Deutschland zu mo-

dernisieren. Der Koalitionsvertrag trug den Titel „Mehr Fortschritt wagen. Bündnis 

für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit.“ 

Drei Jahre später zerbrach das Bündnis an Differenzen über schuldenfinanzierte 

Staatsausgaben. Die Ziele der Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit waren kostspielig, 

so dass sie soliden Staatsfinanzen als zentralem Prinzip der wirtschaftlichen Freiheit 

widersprochen haben.  

Die Bilanz fällt ernüchternd aus. Das von Olaf Scholz im März 2023 versprochene 

grüne Wirtschaftswunder ist ausgeblieben. Statt Fortschritt gab es Rückschritt. Die 

Herausforderungen für die neue Koalition sind größer denn je.  

2. Die wirtschaftliche Bilanz ist schlecht 

Wirtschaftlich ging es bergab. Nach noch 1,4 % Wachstum 2022 schrumpfte die 

deutsche Wirtschaft 2023 um 0,3 % und 2024 um 0,2 %. Im Februar 2025 lag die 

Industrieproduktion knapp 9 % unter dem Niveau von Dezember 2021 – also zum 

Amtsantritt der Regierung Scholz. Zwischen Dezember 2021 und April 2025 stiegen 

die Konsumentenpreise um 18,2%.  

Die Bürokratie ist weiter gewachsen. Laut Normenkontrollrat stieg der Erfüllungs-

aufwand von Unternehmen und Bürgern für die Befolgung rechtlicher Vorschriften 

von rund 11 Mrd. Euro im Jahr 2021 auf 27 Mrd. Euro 2024. Neben der Erweiterung 

des Gebäudeenergiegesetzes stimmte die Regierung Scholz dem Bürokratiemons-

ter EU-Lieferkettengesetz zu, und trieb die planwirtschaftliche EU-Taxonomie – die 

Zuteilung von Krediten nach Umwelt- und Klimakriterien – weiter voran.  

Abb. 1: Industrieproduktion (links) und Konsumentenpreisindex (rechts) 

 

Quelle: OECD, Statistisches Bundesamt 
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3. Die Wirtschaftspolitik war kontraproduktiv 

Die Abschaltung der letzten drei Kernkraftwerke im April 2023 führte zu einer er-

höhten Abhängigkeit von Energieimporten und trug zu weiter steigenden Strom-

preisen bei. Mit 40 Cent pro KWh ist Deutschland im Jahr 2024 Spitzenreiter unter 

den EU-Staaten. In den Nachbarländern Polen und Frankreich zahlen Verbraucher 

im Schnitt 21 Cent bzw. 28 Cent.  

Die Sozialpolitik erlebte goldene Jahre. Der Mindestlohn wurde von 9,50 Euro auf 

aktuell 12,82 Euro erhöht. Die Anzahl der Wohngeldberechtigten wurde von 0,6 

Millionen auf nun 2,0 Millionen angehoben. Die Ausgaben für Arbeitslosengeld II, 

Sozialgeld und Bürgergeld stiegen von rund 22 Mrd. Euro 2021 auf ca. 30 Mrd. Euro 

2024. Die gesamten Sozialausgaben lagen 2024 bei über 1.250 Mrd. Euro. 

Der Arbeitsmarkt blieb nicht zuletzt deshalb stabil, weil der öffentliche Sektor (ein-

schließlich Gesundheit und Bildung) die Beschäftigung weiter ausgebaut hat, von 

11,8 Millionen Ende 2021 auf 12,3 Millionen im Dezember 2024. Trotz ca. 700.000 

offenen Stellen wuchs die Zahl der Arbeitslosen seit Amtsantritt von 2,4 Millionen 

auf zuletzt 2,9 Millionen. Die Work-Life-Balance setzte ihren Höhenflug fort. Mit 

durchschnittlich 24,9 bezahlten jährlichen Krankentagen ist Deutschland im OECD-

Vergleich auf Platz 1 geklettert (2022).  

 

Abb. 2: Ausgaben für Grundsicherung (links) sowie Finanzhilfen des Bundes 

(rechts) 

 
Quelle: BIAJ, IfW. Grundsicherung = Arbeitslosengeld II (Sozialgesetzbuch II) + Sozialgeld + Bürgergeld. 

 

 

4. Statt Wettbewerbsfähigkeit gab es Subventionen  

Steigende Energie-, Regulierungs- und Lohnstückkosten haben die Wettbewerbsfä-

higkeit der einst innovativen deutschen Wirtschaft untergraben. Im IMD-Ranking 

zur Wettbewerbsfähigkeit fiel Deutschland unter 67 Ländern innerhalb von drei 

Jahren von Rang 15 (2021) auf Rang 24.  
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Als Ausgleich stiegen laut Subventionsbericht des Kiel Institut für Weltwirtschaft die 

Finanzhilfen des Bundes von 78 Mrd. Euro im Jahr 2021 auf ca. 127 Mrd. Euro im 

Jahr 2024. Beflügelt durch die grüne Wirtschaftspolitik von Robert Habeck erreich-

ten die gesamten Subventionen 2023 mit 368 Mrd. Euro einen Rekord, darunter ca. 

32 Mrd. Euro für die Strom- und Gaspreisbremse. 

Der Schuldenstand des Bundes wuchs unter Kanzler Scholz um 185 Mrd. Euro auf 

1.733 Mrd. Euro (Ende 2024). Infolge der Zinsanhebungen der EZB stieg die Zinslast 

des Bundes von 3,8 Mrd. Euro im Jahr 2021 auf 33,1 Mrd. Euro 2024.  

5. Bringt Merz die Aufbruchskoalition? 

Die Fortschrittskoalition hat sich als Rückschrittskoalition entpuppt, die die wirt-

schaftspolitischen Fehler der Regierungen Merkel und die damit verbundenen ge-

sellschaftlichen Spannungen potenziert hat. Während bei der Bundestagswahl die 

Ampelparteien 19,5 Prozentpunkte verloren haben, gewannen die Parteien am ext-

remen Rand (AfD, Die Linke, BSW) 19,3 Prozentpunkte hinzu. 

Mit Friedrich Merz übernimmt nun die Union wieder das Kanzleramt, wobei die SPD 

– als in Prozentpunkten größter Wahlverlierer – in der Regierung bleibt. Nachdem 

die Ampelkoalition nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts im November 

2023 finanziell und damit inhaltlich manövrierunfähig war, hat sich die neue Regie-

rung durch die Aufweichung der Schuldenbremse Handlungsspielräume geschaf-

fen. 

Hinter dem Titel des Koalitionsvertrags „Verantwortung für Deutschland“, versteckt 

sich jedoch ein „Weiter so“: Schuldenfinanzierte Wahlversprechen einschließlich 

des Ausbaus der Mütterrente und der Fortsetzung der Klimapolitik lassen keine 

Aufbruchskoalition erkennen. Stattdessen braucht das Land eine Rückkehr zu den 

marktwirtschaftlichen Prinzipien, die Deutschland einst wirtschaftlich stark ge-

macht haben. Solide Staatsfinanzen, eine umfassende Deregulierung und eine 

stabile Währung sind der Weg dorthin.  

Referenz 

Schnabl, Gunther 2024: Deutschlands fette Jahre sind vorbei. Wie es dazu kam und 

wie wir ein neues Wirtschaftswunder schaffen können. Finanzbuch Verlag, Mün-

chen.  

 

https://www.cdu.de/app/uploads/2025/04/Koalitionsvertrag-2025-1.pdf
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RECHTLICHE HINWEISE 

 

Die in diesem Dokument enthaltenen Informationen und zum Ausdruck gebrachten Meinungen geben die Einschätzungen 

des Verfassers zum Zeitpunkt der Veröffentlichung wieder und können sich jederzeit ohne vorherige Ankündigung ändern. 

Angaben zu in die Zukunft gerichteten Aussagen spiegeln die Ansicht und die Zukunftserwartung des Verfassers wider. Die 

Meinungen und Erwartungen können von Einschätzungen abweichen, die in anderen Dokumenten der Flossbach von Storch 

SE dargestellt werden. Die Beiträge werden nur zu Informationszwecken und ohne vertragliche oder sonstige Verpflichtung 

zur Verfügung gestellt. (Mit diesem Dokument wird kein Angebot zum Verkauf, Kauf oder zur Zeichnung von Wertpapieren 

oder sonstigen Titeln unterbreitet). Die enthaltenen Informationen und Einschätzungen stellen keine Anlageberatung oder 

sonstige Empfehlung dar. Eine Haftung für die Vollständigkeit, Aktualität und Richtigkeit der gemachten Angaben und Ein-

schätzungen ist ausgeschlossen. Die historische Entwicklung ist kein verlässlicher Indikator für die zukünftige Entwicklung. 

Sämtliche Urheberrechte und sonstige Rechte, Titel und Ansprüche (einschließlich Copyrights, Marken, Patente und anderer 

Rechte an geistigem Eigentum sowie sonstiger Rechte) an, für und aus allen Informationen dieser Veröffentlichung unterlie-

gen uneingeschränkt den jeweils gültigen Bestimmungen und den Besitzrechten der jeweiligen eingetragenen Eigentümer. 

Sie erlangen keine Rechte an dem Inhalt. Das Copyright für veröffentlichte, von der Flossbach von Storch SE selbst erstellte 

Inhalte bleibt allein bei der Flossbach von Storch SE. Eine Vervielfältigung oder Verwendung solcher Inhalte, ganz oder in 

Teilen, ist ohne schriftliche Zustimmung der Flossbach von Storch SE nicht gestattet. 

 

Nachdrucke dieser Veröffentlichung sowie öffentliches Zugänglichmachen – insbesondere durch Aufnahme in fremde In-

ternetauftritte – und Vervielfältigungen auf Datenträger aller Art bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung durch 
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